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Mit Urteil vom 9. Juli 2014 hat der
EFTA-Gerichtshof ein Grundsatzurteil
zur Besteuerung von von Inländern
kontrollierten ausländischen Unter-
nehmen erlassen. Dabei hat der Ge-
richtshof die Grenzen der nationalen
Besteuerung zur Niederlassungs- und
Kapitalverkehrsfreiheit, wie sie mit
Art. 31 iVm Art. 34 und Art. 40 des
 Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum (EWRA) festgehalten
sind, aufgezeigt.

einleitung
Dem Urteil vorausgegangen ist der
Rechtsstreit der norwegischen Steuer-
behörden mit einer wohlhabenden Fa-
milie, die ihr Vermögen in einem liech-
tensteinischen Trust organisiert hat.

Der Gerichtshof verneinte die
Konformität mit dem EWRA. Die
intendierte Doppelbesteuerung
hätte indirekt zu einer Verletzung
der verbrieften Grundfreiheiten
geführt.

Gegenstand des Verfahrens war
die nationale Besteuerung von aus-
ländisch beherrschten Unterneh-
men (Controlled Foreign Compa-
nies, CFC). Untersucht wurde, ob
die unterschiedliche Besteuerung
von Begünstigten eines liechten-
steinischen Trusts und von solchen
von vergleichbaren nationalen Kon-
stellationen mit dem EWRA kon-
form ist. Das Gericht entschied,
dass sich ein Trust auf die Grund-
freiheiten des EWR-Abkommens
berufen kann und dass aufgrund
von Auslandsberührungen keine
automatische Besteuerung ange-

zeigt, sondern jeweils der Einzelfall zu
prüfen ist.

Feststellungen des
eFta-Gerichtshofs
Im Spruch hat das Gericht festgestellt,
dass ein Trust nach liechtensteini-
schem Recht unter der Voraussetzung,
dass dessen Zweck eine wirkliche wirt-
schaftliche Tätigkeit ist, die zeitlich
 unbegrenzt von einer festen Nieder -
lassung aus verfolgt wird, in den Ge-
nuss der Niederlassungsfreiheit ge-
mäss Art. 1 des EWRA kommt. Bei der
Besteuerung von Controlled Foreign
Companies darf es zu keiner Benach-
teiligung von wirtschaftlich Berechtig-
ten dieser ausländischen Vermögens-
massen im Vergleich zu inländischen
Rechtssubjekten kommen. Eine da-
durch hervorgerufene Doppelbesteue-
rung verletzt die Niederlassungs- und
die Kapitalverkehrsfreiheit innerhalb
des Europäischen Wirtschaftsraumes.
Die Doppelbesteuerung ist allerdings
dann gerechtfertigt, wenn allgemeine

öffentliche Interessen, speziell die Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung, ver-
letzt werden. Diesbezügliche steuer-
rechtliche Restriktionen sind vor allem
dann angezeigt, wenn sie sich auf rein
künstliche Rechtsgebilde beziehen, de-
ren ausschliesslicher Zweck die Umge-
hung der Steuerpflicht ist.

Gemeinschaftsrechtlicher Kontext
der entscheidung
Diese Rechtsprechung muss vor den
Hintergrund der letzten Entwicklun-
gen im Gesellschafts- und Steuerrecht
gestellt werden, um sich deren viel-
schichtigen Gehalt vor Augen führen
zu können. Auf der Grundlage der
Grundfreiheiten im Europäischen Wirt-
schaftsraum kam es zu einer bedeuten-
den Liberalisierung im internationalen
Gesellschaftsrecht, insbesondere was
die internationale Entwicklung der
wirtschaftlichen Tätigkeiten der Unter-
nehmen betrifft.

Eine Reihe von Grundsatzentschei-
dungen – das sind vorzüglich die EuGH-
Urteile zu Centros (Rs C-212/97,
Überseering (Rs C-208/00) und Inspire
Art (Rs C-167/01) – hat zum Paradig-
menwechsel von der Sitz- zur Grün-
dungstheorie geführt. Die Judikatur -
linie zu Cartesio (Rs C-210/09) und
Vale (Rs C-378/10) brachte damit in
Verbindung Klarheit betreffend die Ge-
meinschaftswidrigkeit der Wegzugs-
und Zuzugsschranken als Hindernisse
in der Umsetzung der Grundfreiheiten.

Mit dieser Entwicklung einherge-
hend haben international tätige Unter-
nehmen damit begonnen, Strukturen
zu schaffen, mit denen im legalen Rah-
men eine wirtschaftlich ansprechende
Optimierung der Steuerlast betrieben
werden konnte. Vermehrt wurden Sitze
und Erträge in Niedrigsteuerländer
verschoben, um Kapital- und Kapital-
ertragssteuern zu sparen. Bekannt ge-
worden sind diese Strategien unter dem
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Begriff der Aushöhlung der Steuerbe-
messungsgrundlage und der Gewinn-
verschiebung, englisch Base Erosion
and Profit Shifting (BEPS). Vor allem
ausgeklügelte Holdingstrukturen ermög-
lichen es, attraktive Steuervermeidungs-
strategien zu realisieren. Gewinne kön-
nen leicht mittels Zinsen, Lizenzge-
bühren oder konzerninternen Verrech-
nungspreisen in Länder mit einer tiefen
Besteuerung verschoben werden.

Diesem Vorgehen haben sich wie-
derum die Gerichte entgegengestellt.
Richtungsweisend und vielbeachtet ist
das Urteil des EuGH zu Cadbury
Schweppes (C-196/04). Rein künst -
liche Briefkastenkonstruktionen, die
keine betriebswirtschaftliche Rechtfer-
tigung haben und deren Zweck einzig
das Erzielen von Steuervorteilen ist,
können von den Mitgliedsstaaten un-
terbunden werden.

Die nationalen Rechtsordnungen
erlassen zu diesem Zweck vermehrt
steuerrechtliche Bestimmungen, die
ausländisch beherrschte Unternehmen
erfassen. Durch diese CFC-Steuer -
gesetzgebung, auch Hinzurechnungs-
besteuerung, wird das Zwischenschalten
von Gesellschaften in Niedrigsteuer-
ländern unattraktiv gemacht. Promi-
nentes Beispiel dafür ist das Gesetz
über die Besteuerung von Auslands -
beziehungen (Aussensteuergesetz) in
Deutschland.

Diese an Gemeinschaftswidrigkeit
grenzende Tendenz hat der EFTA-
 Gerichtshof nun klar in die Schranken
gewiesen. In eingehender Auseinander-
setzung vor allem mit dem  Urteil zu
Cadbury Schweppes hat das Gericht
aufgezeigt, dass ein Trust nach liech-
tensteinischem Recht EWRA-konform
ist.

Der trust im liechtensteinischen
Personen- und Gesellschaftsrecht
Liechtenstein ist die erste und bis anhin
einzige Rechtsordnung Kontinental -
europas, die das ursprünglich aus
Grossbritannien stammenden Rechts-
institut des Trusts in seine Rechtsord-
nung aufgenommen hat. Abgesehen
von der ursprünglichen Vorlage haben
Elemente des deutschen Salmannen-
rechts Eingang in den Legiferierungs-
prozess gefunden. Der Trust in dieser
Ausgestaltung unterscheidet sich we-

sentlich von fiduziarischen Treuhand-
verhältnissen, wie sie in jenen Ländern
existieren, die rechtsvergleichend dem
römischen Rechtskreis zuzuordnen
sind. 

Die Bestimmungen zur Treuhän-
derschaft, dem Trust, finden sich unter
den Art. 897–932 des Personen- und
Gesellschaftsrechts (PGR, LGBl. 1926
Nr. 4). Treuhänder (Trustee oder Sal-
mann) im Sinne dieses Gesetzes ist
diejenige Einzelperson, Firma oder
Verbandsperson, welcher ein anderer
(der Treugeber) bewegliches oder un-
bewegliches Vermögen oder ein Recht
(Treugut),  welcher Art auch immer, mit
der Verpflichtung zuwendet, dieses als
Treugut im eigenen Namen als selb-
ständiger Rechtsträger zugunsten eines
oder mehrerer Dritter (Begünstigte) mit
Wirkung gegen jedermann zu verwal-
ten oder zu verwenden (Art. 897 PGR).
Das hauptsächliche Einsatzgebiet von
Trusts erstreckt sich von der Vermö-
gensstrukturierung über die Nachfolge-
planung inter vivos bis hin zur Asset
Protection.

vorzüge für Liechtenstein
aus dem Urteil 
Mit diesem Urteil steht für den Euro-
päischen Wirtschaftsraum gerichtlich
entschieden fest, dass Trusts nach dem
liechtensteinischen Gesellschaftsrecht
ebenbürtig mit juristischen Personen
von der Niederlassungs- und Kapital-
verkehrsfreiheit profitieren können. Die
nationale Besteuerung von länderüber-
greifenden Rechtskonstruktionen darf
für diese Trusts nicht diskriminierend
und gemeinschaftsrechtswidrig sein.

Das Gericht hat eine klare Grenze
gezogen und von rein künstlichen
 steuerlichen Gestaltungen jene unter-
schieden, die als kontrollierte Sonder-
vermögen eine tatsächliche und echte
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben. Da-
mit hat es eine klare Entscheidung be-
treffend die Mindest- bzw. Substanz -
erfordernisse getroffen, denen ein Trust
mit Verwaltungssitz in Liechtenstein
und Entfaltung internationaler wirt-
schaftlicher Tätigkeit nachzukommen
hat.

Durch dieses Urteil hat das liech-
tensteinische Salmannenrecht seine in-
ternationale Anerkennung betreffend
eine nachhaltige Stärkung erfahren.

Für die Marktteilnehmer an der Trust-
jurisdiktion Liechtenstein resultiert
dar aus die nötige Rechts- und Pla-
nungssicherheit. Die Anbieter von
Trusts und deren Kunden nehmen das
Judikat als klares Statement zur Kennt-
nis, an dem sich alle orientieren kön-
nen, um berechenbare Strukturen auf-
zubauen.

tatsächliche steuerliche vorteile
eines trusts in Liechtenstein
Gemäss Art. 65 SteG unterliegen
Trusts als Vermögenswidmungen ohne
Persönlichkeit, deren Sitz oder Ort der
tatsächlichen Verwaltung sich in
Liechtenstein befindet, ausschliesslich
der Mindestertragsbesteuerung gemäss
Art. 62 SteG. Die Mindestertragsbe-
steuerung beträgt lediglich 1’200 Fran-
ken, umgerechnet ca. 990 Euro und
wird im Voraus entrichtet. Da Trusts
nicht veranlagt werden, wird der ef -
fektive Verwaltungsaufwand gering ge-
halten.

Speziell hervorgehoben werden darf
die Steuerfreiheit von Anlagefonds in
der Form von Trusts. Erträge solcher
Fonds sind gemäss Art. 48 Abs. 1 Bst. g
SteG steuerfrei. Um eine Ungleich -
behandlung gegenüber Anlagegesell-
schaften zu vermeiden, sind Anlage-
fonds in der Form von Trusts sogar von
der Mindestertragssteuer befreit.

Liechtenstein kennt keine Hinzu-
rechnungsbesteuerung in Form von
steuerlichen Regelungen, die auslän-
disch kontrollierte Vermögensmassen
erfassen. Das Land schliesst sich ohne
Vorbehalt dem Prinzip des fairen Steuer-
wettbewerbs nach den internationalen
Abkommen an.

abschliessende Würdigung
Trusts unterliegen in Liechtenstein ei-
nem vorzüglichen Steuerregime. Ge-
messen an der steuerlichen Belastung
im internationalen Umfeld bieten sie
sich als willkommene Alternative an.

Unter den vom Gericht festgesetz-
ten Prämissen kann mittels eines Trusts
optimal auf die Kundenwünsche be-
treffend Vermögensstrukturierung und
Nachlassplanung eingegangen sowie
effektiv Asset Protection betrieben
werden.
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